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ANFRAGE

 

des Abgeordneten Pirklhuber, Freundinnen und Freunde
 
an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
 
betreffend Unterzeichnung des Berichts des Weltagrarrates
 

Der Weltagrarbericht "IAASTD" (International Assessment of Agricultural Knowledge, Science and Technology for Development) wurde 2002 von der Weltbank, der FAO und anderen UN-Institutionen (UNDP, UNEP, UNESCO) initiiert. Regierungen, Organisationen der Vereinten Nationen, führende Forschungseinrichtungen, die Industrie und die Zivilgesellschaft einigten sich gemeinsam auf über 400 unabhängige WissenschafterInnen aus der ganzen Welt, die Antworten auf die Frage suchten, was an den bestehenden landwirtschaftlichen Produktionssystemen geändert werden muss, um Armut und Hunger in der Welt dauerhaft zu bekämpfen und zu klären, welche landwirtschaftlichen Produktionssysteme besonders geeignet sind, um eine gerechte und langfristig nachhaltige Entwicklung gewährleisten zu können. 
 
Nach vierjähriger Arbeit und zahlreichen regionalen und internationalen Konsultationen wurden der Bericht und seine fünf regionalen Unterberichte im April 2008 in Johannesburg vorgestellt. 58 Staaten haben den Weltagrarbericht unterzeichnet, 3 Staaten (USA, Kanada und Australien) haben den Bericht als „wertvollen Beitrag“ gewürdigt, dessen Unterzeichnung wegen inhaltlicher Vorbehalte jedoch verweigert. 
 
Die Kernaussage des IAASTD-Berichts ist: Um die Weltbevölkerung über viele künftige Generationen hinweg, ausreichend zu ernähren und gesund zu halten, um den Teufelskreis von Hunger und Armut zu durchbrechen, um den ländlichen Raum zu erhalten und mehr Gleichheit zu erreichen, muss in der Landwirtschaft ein neuer Kurs eingeschlagen werden. Ein Kurs, der auf ein neues Verständnis der Zusammenhänge in der Landwirtschaft, sowie auch der Landwirtschaft im Ökosystem aufbaut. Die heutigen Anbaupraktiken, Methoden und Ziele müssen in all ihren Aspekten hinterfragt werden und mit den schon erarbeiteten- sowie mit neuen- Nachhaltigkeitsansätzen ersetzt und umgehend implementiert werden. In anderen Worten, es muss ein Kurswechsel in der Landwirtschaft vorgenommen werden, unterstützt von neuer, und vor allem dem Kleinbauer/ der Kleinbäuerin angepasster und von diesen mitbestimmter Forschung.
 
Österreich war im Aufsichtsrat des Weltagrarrates durch eine Vertreterin repräsentiert. Dennoch hat Österreich den Weltagrarbericht nicht unterzeichnet. Die Ergebnisse des Berichtes wurden einer breiten Öffentlichkeit nicht kommuniziert, eine öffentliche Diskussion fand nicht statt. 
 
Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende
 

 

ANFRAGE:
 
 
 
1. Stimmt es, dass Österreich den Weltagrarbericht bisher nicht unterzeichnet hat? Wenn ja, warum nicht?
 
2. Ist geplant, dass Österreich den Bericht des Weltagrarrates unterzeichnet? Wenn nein, warum nicht?
Zu den Fragen 1 und 2:
Die Erstellung des Weltagrarberichtes war ein Multi-Stakeholder-Prozess, der 2002 anlief und bei der 2. Vollversammlung 2008 in Johannesburg beendet wurde. Nachdem Österreich an der 2. Vollversammlung leider nicht teilnehmen konnte, ist es auch nicht in der Liste jener Staaten vertreten, die den Bericht annahmen. 

Nach eingehender Prüfung des Berichtes sieht das BMLFUW viele Parallelitäten zwischen den Hauptinhalten des Berichtes und den Zielen, die in der österreichischen Agrarpolitik verfolgt werden. Österreich steht Bemühungen, den Bericht verstärkt auf internationaler Ebene (z.B. im Rahmen der FAO) zu diskutieren, wohlwollend gegenüber. 

 
3. Welche Maßnahmen werden Sie treffen, um die Empfehlungen des Weltagrarberichts umzusetzen?
 
4. Welchen Beitrag haben Sie bisher geleistet bzw. werden Sie in Hinkunft leisten, um die Ergebnisse des Weltagrarrates mit der Öffentlichkeit und den Bäuerinnen und Bauern zu kommunizieren?
 
5. Welche Konsequenzen werden die Ergebnisse und Empfehlungen des Weltagrarrates für die österreichische Agrarpolitik haben?
Zu den Fragen 3 bis 5:
Grundsätzlich ist der Bericht Ausdruck einer erhöhten Sensibilität, was die Bedürfnisse der am wenigsten entwickelten Länder im Agrarsektor betrifft. Die Schlussfolgerung, die aus dem Bericht zu ziehen ist, besteht darin, bei allen globalen agrarpolitischen Fragestellungen auch die Folgen für die ärmsten Länder dieser Welt mitzubedenken und negative Auswüchse hintanzuhalten. Es wird in Aussicht genommen, bei sich bietender Gelegen​heit im Rahmen internationaler Ereignisse (Konferenzen) auf die Ergebnisse des Weltagrar​berichtes hinzuweisen. Österreich hat und wird sich beispielsweise weiterhin für das Konzept der multi​funktionalen Landwirtschaft einsetzen. Dieses Konzept wird in Österreich seit Jahrzehnten über Schulungs- und Ausbildungsprogramme sowie durch Beratungsinitiativen den österreichischen Bäuerinnen und Bauern nahegebracht. 

Das Bekenntnis zur kleinbäuerlichen Struktur (vgl. Landwirtschaftsgesetz), die Förderung der regionalen Produktion auch zwecks Vermeidung langer Transportwege und die grundsätzliche Ablehnung der Gentechnik in der Landwirtschaft sind Punkte, die bereits seit langer Zeit Eingang in die österreichische Agrarpolitik gefunden haben. Auch hinsichtlich des Bekenntnisses zur naturnahen und biologischen Landwirtschaft ist Österreich Vorreiter innerhalb der Europäischen Union. 

Hinsichtlich des Themenbereiches geistiges Eigentum betreffend Saatgut wird auf die Anfang Juni 2009 stattgefundene 3. Regierungskonferenz des Internationalen Vertrages für pflanzengenetische Ressourcen für Ernährung und Landwirtschaft in Tunis hingewiesen, an der das BMLFUW teilgenommen hat. Dieser Vertrag wird vom BMLFUW – ideell und nach Maßgabe der budgetären Möglichkeiten auch materiell – unterstützt. 

Grundsätzlich ist der Bericht des Weltagrarrates auch eine Bestätigung dafür, den erfolgreichen österreichischen Weg punkto Nachhaltigkeit, Regionalität und Erhaltung der biologischen Vielfalt fortzusetzen. 

 

Der Bundesminister:

